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Verkündet' "j',‘ :; ' I m N a me n ld e s ' v‘5-1 k e 3am 14.7.1955 ' ' ' . -
In Sachen 1"

Klägerin und Bevisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:,

gegen

den Freistaat Bayern, vertreten durch das Landesversor—
»gungsamt Bayern in München 23, Königinstr.107‚

Beklagten und Revisionsbeklagton,

‚
hat der 8.Senat des Bundessbzialgérichts auf die mün&—

liche Verhandlung vom 14.Juli 1955, an der mitgewirkt

haben

für Recht erkanntz■if

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Bayeri—

schen Landessozialgerichts vom 24.Maiyl954 wird als

unzulässig verworfen.
;

AUßerßerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.

. „ ‚;;zy
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Der Ehemann der Klägerin, der Hauptlehrer ,
bezog nach dem 1.Weltkrieg wegen “Lungenerweiterung,lchroni-

schen Bronchialketarrhs und asthmatischen Aniällen" als Dienst—

beschädigungsfolgen nach dem Reichsversorgungsgcsetz eine Rente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 40 V.H.
. Er war

seither laufend in ambulanter und Kurbchandlung. Nach der Kapi—

tulation imum 194.5wurdeer als biitglied derneue ausdem
.Schuldienst entlassen und aus seiner Dienstwohnung ausgewiesen.

Am 16.0ktober 1946 entfernte er sich aus seiner Wohnung und

hinterließ einen Abschiedsbrief, in dem er seine Absicht kund—

tat, freiwillig aus dem Leben zu scheiden. Das Amtsgericht
Würzburg stellte mit Beschluß vom 10. April 1947 seinen Tod und

als Zeitpunkt des Todes den 16. Oktobe1 1946 fest. wurde

am 3. Juni 1947 erschossen aufgefunden."

Der Antrag der Klägerin
vom

é6.Juli 1949 auf Witwenrente nach

dem Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte (KBLG) vom

26.Härz 1947 (Bayerisches GVOBl.1947 3.107) wurde durch den Be—

scheid des Versorgungsamts Würzburg vom 4.0ktober 1950 mit der

Begründung abgelehnt, daß die Sclbsttötung nicht mit dem aner—

kannten Dienstbeschädigungsleiden oder anderen schädigenden Ein—

wirkungen des im Dezember 1918 beendeten Militärdienstes in

ursäehlichem Zusammenhang stehe, sondern die Folge der Entlas—

sung aus dem Schuldienst und der Ausweisung aus der Wohnung ge—

wesen sei. ;?péj„ix.ajgüt '—- ‚.' ‘; —
1*“_ 1 f'-?

* - ' 4«; . ." . .- .Ptsüa”*l ,
Auf die hiergegen

eingelegte Berufung hat das
Oberuersicherungs—

amt %i :”„?3 am 11.0ktober 1951 den Beklagten verurteilt, der

br Klägerin vom 1.Juli 1949 ab Witwenrente zu zahlen. Das Ober—

versicherungsamt hat seine Entscheidung damit begründet, daß

die freie Willensbestimmung des Verstorbenen im Zeitpunkt der

Tat mit Wahrscheinlichkeit infolge des schweren Asthmaleidens

und der dadurch bedingten nervöeen Depressionszustände erheb—

lich eingeschränkt, wenn nicht ausgeschlossen gewesen sei. Die

Klägerin habe deshalb einen Anspruch auf ‘itwenrentc. ;v;> fr
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Das Bayerische Landessozialgericht hat auf die Berufung des
Beklagten am 24.Mai 1954 das Urteil des 0berversicherungsämüs

in 3%;2éégävom11.0ktober 1951 aufgehoben und die Klage ge-
gen den Bescheid des Versorgungsamts% .3(.3£7vom 4.0ktober
1950 abgewiesen. Es hat ausgeführt, daß die freie Willensbe—

stimmung des Ehemannes der Klägerin nicht ausgeschlossen und
auch nicht durch das Versorgungsleiden wesentlich beeinträch-

tigt gewesen sei. Seine Handlung sei vielmehr aus seinem

Charakter und der damaligen Lebenssituation zu erklären. Die

-
\

Entlassung aus dem Schuldienst und die Ausweisung aus dex'th—

nung seien die wesentlichen Ursachen für den Entschluß zur
Selbsttötung. Dagegen sei dem Asthmaleiden keine entscheideh—

de Bedeutung beizumessen. Das Landessozialgericht habe sich

deshalb der Auffassung der behandelnden Ärzte und des von ihnL

auf Antrag der Klägerin gehörten Professorsfij.fjlnicht an-
schließen können. Es sei vielmehr der von der Nervenklinik

der Universität"**rä??i und dem Gerichtsarzt des Oherversicher

.
rungsamts j'%f;;ilj Vertretenen Auffassung gefolgt, daß der
durch das Asthmaleiden bedingte körperliche Zustand nicht als

die wesentliche Ursache für den Entschluß zur Selbsttötung alu—
zusehen sei. In der ausführlichen Rechtsmittelbelehrung hat

das Landessozialgericht dargelegt, unter welchen Vorausseigu■-—

gen gegen das Urteil Revision eingelegt werden könne° Im übri-

gen wird auf die Entscheidungsgründe des Urteils Bezug ge—

nommen‚ '

Gegen dieses, der Klägerin am 6.August 1954 Zugestellte Ur-
teil hax ihr Prozeßbevollmächtigter durch einen beim Bundes»

sozialgericht am 1.September 1954 eingegangenen Schriftsatz

Revision eingelegt und beantragt, '5.■"" *"{i”“”" ' '

unter Aufhebung des Urteils des Bayerischen
Landeseozialgerichts vom 24.Mai 1954 die.3e—

rufung gegen das Urteil des Oberversicherungs—
‚ff..

f?@;llj‚om 11.0ktober 1951 zurückzuweisenJ..amts

und den Beklagten zu verurteilen, der Revisions-

klägerin auch die Kosten des 2. und 5.Rechts—

zuges zu erstatten.

Der Prozeßbevollmächtigte hat die Revision durch einen beim

' Bundessozialgericht am 27.September 1954 eingegangenen
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In der vom Bayerischen Landessozialgericht vorgenommenen
Beweiswürdigung sei ein wesentlicher Mangel des Verfahrens

zu erblicken. Nach den von der Revisionsklägerin in den Vor—

instanzen vorgelegten Stellungnahmen der Ärate E%4i——‘
habe bei dem

\‚._____./

Verstorbenen im Zeitpunkt der 55; eine l.rankhafte Störung den.
Geistestätigkeit in Form von Depressionszuständen vorgelegen,

die wesentlich durch das anerkannte Dienstbeschädigungelei—

den verursacht werden sei. Die Depressionszustände seien die

Hauptursache für den Entschluß zur Selbsttötung; die Entlas—

sung aus dem Schuldienst und die Ausweisung aus der Wohnung

hätten den Ehemann nicht in den Tod getrieben. Die gegentei—

lige Auffassung des Landessozialgerichts widerspreche auch

der Erfahrung, da in der damaligen Zeit unter den gleichen

Umständen Selbsttötungen nicht häufiger aufgetreten seien

als heute unter normalen Lebensverhältnissen. Das Landessc—

zialgericht hätte sich deshalb den von der Klägerin vorge-

legten ärztlichen Stellungnahmen anschließen müssen. Ferner

beruhe das Urteil des Landessozialgerichts auf einer unrich—

tigen- Anwendung des Artikels 2 Abs. 3 KBLG in Verbindung mit

© 11 der Durchführungsverordnung vom 1. Mai 1949 (Bayerisches

GVOB1.1949 8.115). Im übrigen wird auf den Schrii'tsatz der
Revisionsklägerin vom 16.September 1954 und die Ausführungen

des Prozeßbevollmächtigten in der mündlichen Verhandlung Be-

zug genommen. .41Ü';7”2 'H" " ' ‘ ' ' '

Der Revisionsbeklagte hat beantragt,
.

' die_ReVision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 24.Mai

1954 als unzulässig zu verwerfen,
""*7' hilfsweise als unbegründet zurückzuweisen.

Er hat ausgeführt, daß das Berufungsgericht bei der Urteils-

findung den Ursachenbegriff zutref1 end angewendet habe. Die

gerügte Gesetzesverletzung liege nicht vor, da bei den Moti-

ven der Selbsttötung die anerkannten Schädigungsfolgen gegen-

über den anderen Einwirkungen von untergeordneter Bedeutung

gewesen seien° .„„ . _ , «, - »_„ - .,:;ggxg„f"
%

Die fristgerecht eingelegte und den gesetzlichen Formerfor—

dernissen entsprechende Revision ist nicht statthaft.JLaw – Gesetze und Urteile
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Der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin hat in der mündlichen
Verhandlung vor dem erkennenden Senat vorgetragen, daß das

Landessozialgericht die Revision zugelassen habe und daß

- sie deshalb nach 9 162 Abs.1 Nr.1 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) statthaft sei. Diesem Vorbringen kann indessen

rechtliche Bedeutung nicht beigemessen werden. Eine Zulas-

sung der Revision ergibt sich weder aus der Niederschrift

über die mündliche Verhandlung vor dem Landessozialgericht

noch aus den Gründen des angefochtenen Urteils. Nach 5 122

Abs.1 Satz 2 SGGsind die wesentlichen Vorgänge der Ver—
handlung in eine Niederschrift aufzunehmen. Dazu gehören

nach_5 122 Abs.} see in Verbindung mit 9 160 Abs.2 hh—.5u.5
der Zivilprozeßordnung (ZPO) auch die ergangenen Entschei—

dungen des Gerichts sowie die Tatsache ihrer Verkündung.

Nach 5 164 ZPO kann die Beobachtung der für die mündliche

Verhandlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten nur durch das

Protokoll bewiesen werden. Gegen den diese Förmlichkcit ber

treffenden Inhalt des Protokolls ist nur der Nachweis der

Fälschung, das ist der vorsätzlichen falschen Beurkundung,

zulässig, nicht aber der Nachwéis„daß das Protokoll unrich-

tig sei (vgl.RGZ.lO7 8.142). Der Prozeßbevollmächtigtc der

Revisionsklägerin hat aber eine solche falsche Beurkundung

nicht behauptet. Auch aus der Wortfassung der in den Ur—

teilsgründen enthaltenen Rechtsmittelbelehrung, daß die Re-

vision nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sei,

muß entnommen werden, daß das Landessozialgericht die Revi—

sion nach 9 162 Abs.1 Nr.1 SGG nicht zugelassen und den Be—

teiligten den Rechtszug zum Bundessozialgericht nach dieser

Vorschrift somit nicht eröffnet hat. ' ‘“'

Auch die Voraussetzungen des”? 162 Abs.1 Nr.2 SGGsind nich‘

erfüllt. Nach dieser Vorschrift ist die Revision dann statt

haft, "wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt

wird". Die Frage, ob ein solcher Mangel vorliegen muß oder

ob die bloße Behauptung oder eine wenigstens substantiierte

Behauptung genügt, wird in der Rechtsprechung und im Schrift—

tum verschieden beantwortet. Das Bayerische Landessozialge—

richt fordert in den Urteilen vom 22.*uni 1954 (Amtsblatt

des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und soziale

Fürsorge 1954 Teil B 5.179 ff.) und vom 5.November 1954

:. ‚|. ‚_ '_ '_'1‘‚“"';,ä
_ ‚
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(Amtsblatt1955Teil B 3,95) im Zusammenhangmit'5 150Nr.2
see, der dem5 162 Abs.1 L'r.2 see wörtlich entspricht, das
tatsächliche Vorliegen eines solchen Mangels, während die—

ses Gericht im Urteil vom 28.Mai 1954 (Breithaupt, Sammlung

von Entscheidungen, 1954 8.1082) und auch das Landessozial—

gericht Berlin im Urteil vom 29.März 1955 (Mitteilungen des
Landesversorgungsamts Berlin 1955 Nr.6, Leitsatz 106/55) es

für ausreichend erachtet haben, wenn das Vorbringen des den

Mangel rügenden Beteiligten ernstlich begründet ist und die

Annahme eines wesentlichen Verstoßes gegen grundsätzliche

Rechtssätze des Verfahrensrechts gerechtfertigt erscheinen

läßt. Von den Kommentaren zum Sozialgerichtsgesetz halten_

Peters—Sautter—Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeity

das Vorliegen des Mangels als Voraussetzung für die Statt-

haftigkeit der Revision für erforderlich (vgl. Anm.2 zu

5 162 SGG), während Hastler, Aufbau und Verfahren der So"

zialgerichtsbarkeit, Anm„4 b zu 5 162 SGG, und Hofmann—

Schroeter, Sozialgerichtsgesetz, Anm.5 zu 5 162 und Anm.3

zu € 150, die Rüge genügen lassen wollen. Der Wortlaut des

5 162 Abs.1 Nr.2 SGGgibt keinen Anhalt dafür, ob schon die
bloße allgemeine Behauptung, es liege ein wesentlicher Man-

gel des Verfahrens vor, genüge, ob die substantiierte ■üge,

._
d.h° die Rüge, bei der im einzelnen ausgeführt wird, Welche

Tatsachen den Mangel ergehen sollen, ausreiche oder ob der

gerügte Mangel auch wirklich vorliegen müsse. Der Senat war

daher genötigt, nach der Absicht und dem Zweck des Gesetzes
' diese Vorschrift aué;zulegen°

Das Dundessozialgericht ist — Wie grundsätzlich auch die

übrigen oberen Bundesgerichte — zur Entscheidung über das

Rechtsmittel der Revision berufen. Dieses Rechtsmittel, das

die Nachprüfung allein nach der rechtlichen Seite ermöglichi

ist aber nicht allgemein zugelassen, sondern nur in den in

Abs‚l des 5 162 SGG hervorgehobenen Fällen. Hieraus ergibt

sich eine — auch bei der Auslegung zu berücksichtigende —
bewußte Einschränkung, die deshalb vorgenommen worden ist,

weil sonst das Bundessozialgericht außerstande wäre, die

ihm übertragenen Aufgaben der Wahrung der Rechtseinheit und

der Fortbildung des Rechts in sachgemäßer Weise zu erfüllen°
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{Bestätigt wird diese Auffassung durch die Begründung zu dcui

Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren der Sozialgericht
barkeit (Sozialgerichtsordnung), in der ausdrücklich hervor;
gehoben ist, daß das Verfahren streng rechtsförmig gestal—

tet ist, ferner bemerkt ist, daß das Bundessozialgericht zur

Erfüllung seiner Aufgaben freigestellt und seine Gleichwer—

tigkeit mit den übrigen oberen Bundesgerichten hergestellt

werden solle.(vgl„ Deutscher Bundestag, l.Wahlperiode 1949,

Drucksache Nr.4357‚ Be7. (3.22)). Dieser Erfolg würde je—
doch vereitelt werden, wenn man die bloße oder auch die subr

stantiierte Behauptung eines wesentlichen Mangels des Ver-

fahrens für die Statthaftigkeit der Revision genügen ließe.

Bei dieser Auffassung würde selbst eine bewußt unwahre oder

eine leichtfertig vorgcbrachte'Rüge die Revision statthaft

machen, was der oben dargelegten Absicht des Gesetzes wider=

spräche° Schon dieser Gesichtspunkt deutet darauf hin, daß

das Gesetz das tatsächliche Vorliegen des gerügten Verfah—

rensmangels voraussetzt. Diese Auffassung des Senats wird

auch durch den Wortlaut des 5 162 Abs.1 Nr°3 SGG gestützt.

Hier wird für die Statthaftigkeit der Revision verlangt, daß

bei der Beurteilung der Frage des ursächlichen Zusammenhangs

einer Gesundheitsetörung oder des Todes mit einem Arbeits—

unfall oder einer Berufskrankheit oder einer Schädigung im.

Sinne des Bundesversorgungsgesetzes das }esetz verletzt

i s t „ Die Revision ist also nicht schon dann statthaft,

wenn behauptet oder auch substantiiert behauptet wir , daß

das Gesetz verletzt sei. Genügt aber hier die bloße Rüge

einer Gesetzesverletzung nicht, so muß entsprechend dem Auf—

bau und dem vorstehend dargelegten Zweck des Revisionsver—

.fahrens bei 5 162 Abs.1 Nr.2 SGG das tatsächliche Vorliegen

des gerügten wesentlichen Mangels des Verfahrens als Voraus-

setzung für die Statthaftigkeit der Revision gefordert\uet=

' den° Die von Glücklich in der Anmerkung zu dem Urteil des

Bayerischen Landessozielgeriehts vom 22.Juni 1954 vertretene

gegenteilige Auffassung (vgl" Die Sozialgerichtsbarkeit 1955

S.16,17) kann nicht überzeugen, da er nicht berücksichtigt,

daß Statthaftigkeit und Zulässigkeit des Rechtshittels im

Sozialprozeß anders geregelt sind als im Zivilprozeß. In die

sem ist die Frage, ob eine Verfahrensrüge iurchgreift, nicht
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(55 546, 547 ZPO), zu erörtern, sondern erst bei der Prü—
fung„ob sie begründet ist. Deshalb genügt in diesem Ver-

fahren die substantiierte Rüge eines Verfahrensmangels für
die Zulässigkeit der Revision. Dagegen soll der Kläger im

Sozialprozeß erst dann ein Recht auf sachliche Nachprüfung
des Streitfalles dureh das Revisionsgericht haben, wenn ent—

weder wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Streitsache

die Revision zugelassen worden ist oder wenn ein wesent—

licher Mangel des Verfahrens.oder eine Gesetzesverletzung

'tatsächlich vorliegen„ ‘; . . .
Der erkennende Senat konnte das Vorliegen eines — hier aus

5 128 Abs„l SSG hergeleiteten — Verfahrensmangels nicht be—

jahen° Die Frage, ob bei dem Ehemann der Revisionsklägerjh

zur Zeit der Tat eine Beeinträchtigung der freien Willens—

bestimmung im Sinne des Artikels 1 Abs.2 KBLG vorgelegen

hat, liegt auf tatsächlichen Gebiet. Sie unterliegt der Nadr

prüfung durch das Revisionsgericht nur insoweit, als das

Berufungsgericht bei der Beweiswürdigung entgegen % 128

Abs„l SGG nicht den gesamten Inhalt der Verhandlungen und

des Ergebnisses der Beweisaufnahme berücksichtigt hat (vgl°

RGZ„162 3,223 (230); RArbGer. in der Leipziger Zeitschrift
für Deutsches Recht 1932 Stl250; Rosenberg, Lehrbuch des

Deutschen Zivilprozeßrechts, 6.Aufl„, 3.514 mit weiteren

Nachweiseh; Beumbach—Lauterbach, Zivilprozeßordnung, 23„Aufl

Anmc2 zu 5 286 und Anm„2 zu 9 550)„ Ein solcher Vorwurf
kann dem Landessozialgericht nicht gemacht werden. Sein Ur—

teil ist in verfahrensrechtlich nicht zu beanstandender Wei—

se begrünäet und läßt erkennen, daß es auf einen hinreichené

aufgeklärten Sachverhalt gestützt ist und auf einer er—
schöpfenden Würdigung aller

in Betracht kommenden Gesichts«

punkte beruht„ Das Berufungsgericht hat alle wichtigen Vor“

gänge, den Inhalt der Akten, das Tagebuch und den Abschieds-

brief des Verstorbenen in seine Prüfung einbezogen und ein—

beziehen müssen, ohne daß es seine Pflicht zu einer sachge-

mäßen Beurteilung verletzt hat° Aus den Urteilsgründen er—

gibt sich insbesondere, daß sich die Vorinstanz weder mit

ungesetslicher Willkür noch unter Verkennung des Sachver—‘

halte über die ärztlichen Stellungnahmen, die das Asthma«

leiden des Verstorbenen als die wesentliche Ursache für den
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* Entschluß zur Selbsttötung ansehen, hinweggesetzt hat, son-

dern daß sie sämtliche Gutachten geprüft und gegeneinander

abgewogen hat, Für eine einwandfreie Würdigung der Sach—

und Rechtslage durch das Berufungsgericht bedurfte es kei—

neswegs eines ausführlichen Eingehens auf jeden von der

Klägerin vorgebrachten Gesichtspunkt und einer ausdrück—

lichen Auseinandersetzung mit allen in den Gutachten auf5€r
worfenen Fragen (vgl.BGHZ.3 5.162 (175); Rosenberg a.a.0°
3.514). Es genügt, daß das Urteil den Inhalt aller Gutach—
ten berücksichtigt hat, Henn das Landessozialgericht den
Gutachten der Nervenklinik der Universität é_ L; }und des

Gerichtsarztes des Oberversicherungsamts gefolgt ist, so
hat es von dem ihm zustehenden Recht der freien Beweiswü3—

digung in gesetzlich nicht zu beanstandender W@ise Gehm■ngh,

‘gemacht„ Es findet sich auch kein Anhalt dafür, daß das 32»
rufungsgericht gegen die Denkgesetze verstoßen hat° Entgen

gen der Meinung des Prozeßbevollmäohtigten der Revisions—

klägerin gibt es keinen Erfahrungssatz, daß in den Jahren

nach der Kapitulation in ähnlichen Lebenslagen Selbsttötu■—

gen in verhältnismäßig geringem Umfange vorgekommen seien°

Vielmehr sind gerade in der Zeit Selbsttötungcn wegen wirt-

schaftlicher Schwierigkeiten, Entfernungen aus dem Dienst,

aus politischen Gründen und damit im Zusammenhang stehenden

Wohnungseusweisungen nicht selten gewesen. Das Revisionßg8r

richt konnte hiernach das Vorliegen des vorgebrachten Ver—

fahrensverstoßes nicht feststellen. Die Verfahrensrüge ist

deshalb nicht begründet und die Revision, soweit sie sich

auf 5 162 Abs.1 Nr„2 SGGstützt, nicht statthaft.

Die weitere Revisionsrüge, daß das Berufungsgericht bei der

Beurteilung des ursächlichcn Zusammenhangs das Gesetz ver—

letzt habe, ist ebenfalls unbegründet. Das Landessozialge—

richt hat zutreffend ausgeführt, daß die freie Willensbe-

stimmung des Ehemannes der Revisionsklägerin zur Zeit da?

Tat trotz der vorhandenen Gemütsverstimmung nicht ausge—

schlossen gewesen ist, daß er vielmehr eine aus seinem Cha—

rakter und der damaligen Lebenssituation durchaus erklärba—

re Handlung begangen hat, Es hat sich hierfür auf die Er-

eignisse vor der Tat und auf den Absehiedsbrief des Ver-

storbenen gestützt, in dem dieser nach Ordnung seinerJLaw – Gesetze und Urteile
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Privatangelsgenheiten seinen Angehörigen mitgeteilt hatte,

daß er entschlossen sei, seinem Leben ein Ende zu machen,
weil er das als die beste Lösung ansehe. Daraus konnte die

Vorinstanz mit Recht den Schluß ziehen, daß er das Für und

Wider abgewogen und den Entschluß zur Selbsttötung mit
Überlegung gefaßt hat. Das Landessozialgericht hat eine

solche bei klarem Verstand und aus freier Willensent—
schließung begangene Selbsttötung als eine absichtlich her—

beigeführte Gesundheitsschädigung im Sinne des Art.2

Abs.} KBLG (@ 1 Abs.4 BVG) angesehen, die den Anspruch auf
Versorgung ausschließt. Dies ist als zutreffend zu erach-

ten. Absichtliches Handeln bedeutet, daß der Handclnde

nicht nur einen bestimmten Erfolg gewollt oder in Kauf €Er
nommen hat, sondern daß er diesen Erfolg als Ziel seines

Handelns erstrebt hat. Das frühere Reichsyersicherungsamt

hat in der Grundsätzlichen Entscheidung vom 23.März 1912

(Amtliche Nachrichten des RVA.(AN) 1912 3.823) darauf hin—
gewissen, daß in der Sozialversicherung die Absicht ähn-

lich wie im Strafrecht die Richtung des Willens auf ein

bestimmtes Ziel, das erreicht werden soll, bedeute. Ab—

sicht gehe somit weiter als Vorsatz, zu dem das Bewußtsein

von sämtlichen Tatbestandsmerkmalen genüge. Im Versorgungs—

recht wurde der Begriff Absicht ebenso ausgelegt (vgl.

Kommentar von Reichsversorgungsbeamten zum Reichsversor—

gungsgesetz, Anm.58 zu 5 2; Arendts, Kommentar zum Reichs—

versorgungsgesetz, 2.Aufl., Anm.l zu 5 2). Diese Auf— ‚
fassung wird auch heute in der Rechtsprechung und im

Schrifttum allgemein vertreten (vgl. Urteil des 0VA.Karls-

ruhe vom 24.2.1949 - Breith. 1949 8.96, Urteil des Landes—4

sozialgerichts Schleswig vom 26.3.1954 — Breith. 1954

3.758; Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
23.März 1954 — Breith. 1954 3.1167; Wilke in der Kriegs—

opfervers0rgung 1954 8.33; Schieckel, Bundesversorgungsge—

setz, 2.Aufl. Anm.22 zu 5 l; Thannheiser—Wende—Zech, Hand-

buch des Eundesversorgungsrechts, Anm. zu 5 1 BVG, Bd.l

3.47). Der Senat ist in Übereinstimmung hiermit zu dem Ere_
gebnis gelangt, daß eine vorsätzliche Handlung nur auf ‘

die Schädigung selbst, nicht aber auf die eigene Gesund-

heitsschädigung als Folge derselben gerichtet ist, während
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ein absichtliches Handeln dann vorliegt, wenn sich der:

Wille über das vorsätzliche Handeln hinaus auf ein be—
„stimmtes Ziel, das erreicht werden soll, richtet. Die mit

der Auffassung des Senats in Widerspruch stehende Ansicht

des Landesversicherungsamts Württemberg—Baden im Urteil

vom 20„März 1950 (Breith.1951 8.847, Absicht im Sinne von
Art‚2 Abs.3 KBLG sei gleichbedeutend mit Vorsatz, vermag
nicht zu überzeugen. Daß schließlich Art.l Abs.l KBLG auf

die Vors0hriften der Unfallversicherung hinweist und
5 556 der Reichsversicherungsordnung (RVG) bereits bei
Vorliegen einer vorsätzlichen Selbstbeschädigung Leistun—

gen ausschließt, ist hier ohne Bedeutung, da Art.2 Abs,3

'KBLG eine Sondervorsehrift ist, die erst bei absichtlichen

Handeln einen Leistungsaussehluß herbeiführt. Wenn im Ver—

sorgungsrecht ein Leistungsausschluß bereits bei einer vor.
sätzlich herbeigeführten Gesundheitsschädigung vorgesehen

wäre, dann käme bei einem mißglückten Selbsttötungsversuch

ein Versorgungsanspruch nie in Frage, weil der zur Selbst-

tötung Entschlossene auch eine Beschädigung seines Körpers

mit in seine Vorstellung aufgenommen und_gewollt, zum min—

- : \ .a» . -„„

desten in Kauf genommen hat°
.

Das Berufungsgericht hat ferner ohne Rechtsirrtum festge—

stellt, daß die freie Willensbestimmung des Ehemannes der

Revisionsklägerin auch nicht mit Wahrscheinlichkeit durch

Einwirkungen im Sinne des Art.l Abs.l KBLG beeinträchtigt

_gewesen ist. Die Ausführungen im angefochtenen Urteil las—

sen erkennen, daß es den Begriff des ursächlichen Zusammen«

hanges richtig erkannt und die maßgebenden rechtlichen Ge-

siehtspunkte erwogen hat. Zunächst ist wesentlich, daß die

‘ Selbsttötung nicht die Gesundheitsschädigung im Sinne des

Art.l Abs.l ÄBLG, sondern die Folge einer solchen ist° Für

eine Bejahung eines Leistungsanspruches muß also ein dop-

pelter ursächlicher Zusammenhang vorliegen: zunächst ein-

mal zwischen dem militärischen Dienst und der Gesundheits-

störung (Geistesstörung), ferner zwischen dieser Gesund—
heitsstörung und der Selbsttötung. Wie die Vorinstanz zu—
treffend festgestellt hat, ist die Anerkennung von Dienst—

,
beschädigungsfolgen, auf die die Geistesstörung bei dem

'Verstorbenen zurückgeführt wird, im Hinterbliebenenrenten—

verfahren nicht bindend. Der HinterbliebenenrentenanspruchJLaw – Gesetze und Urteile
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ist ein selbständiger Anspruch, der von der Rechtskraft ei-

ner zu Lebzeiten des Beschädigten getroffenen Entscheidung

nicht berührt wird (vgl. Rekursentseheidung des RVA.Nr.1832,

AN.1901 3.170; Entsch.des RVGcr.Bd.l 8.191, Bd.? 3.225, \

Bd.13 8.185; Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums
für Arbeit und soziale Fürsorge 1950 5.420, 1953 Teil B

3.169 (170)). Das Landessozialgericht durfte die Frage, ob
’ das Asthmaleiden des Ehemannes der Revisionsklägerin durch

die Verhältnisse des im ersten Weltkrieg geleisteten Militäi-

dienstes verursacht werden ist, dahingestellt lassen, weil

dieses Leiden nicht Ursache im Sinne des Versorgungsrechts

für die Depressionszustände gewesen ist. Unter Ursache im

erkenntnis—theoretischen Sinne versteht man
die Gesamtheit.

aller Bedingungen des Erfolgs. Diese Begriffsbestimmung ist

jedoch für die Rechtsordnung zu weitgehend. In den einzelner

Rechtsgebieten werden entsprechend ihren unterschiedlichen

Bedürfnissen verschiedene Ursachenbegriffe zu Grunde gelegt.

Im Strafrecht herrscht die sogenannte Bedingungetheorie. Da—

nach ist als Ursache eines strafrechtlich bedeutsamen Erfol—

ges jede Bedingung anzusehen, die nicht hinweggedacht werdet

kann, ohne daß der Erfolg entfielc, also jede conditio sine

qua non (vgl.RG$t.ßd.69 3.47, Bd.76 3.86; BGH in der Juri—

stenzeitung 1951 3.787). Nach dieser Bedingungstheorie ge-
nügt,es, daß die Handlung im Einzelfall eine der Bedingungen

' des Erfolgs gewesen ist. Es ist hier nicht erforderlich, daß
" die Handlung die überwiegende Bedingung gewesen ist, viel

mehr genügt_es, wenn sie den Erfolg beschleunigt hat; Durch

den Hinzutritt'weiterer Bedingungen wird der ursüchliche Zu—‚

sammenhang nicht ausgeschlossen. Die Auswahl gewisser Bedin—

gungen und ihre Anerkennung als allein rechtlich erhebliche

Ursache wird im Strafrecht abgelehnt. Diese Bedingungstheo-

rie, die den besonderen Eigenarten des Strafrechts gerecht

wird, ist weder im zivilen Schadensrccht noch im Versorgungs—

reeht verwertbar, da sie eine zu weit gehende Haftung be—

gründen würde. Im Zivilrecht ist in Rechtslehre und Recht-

sprechung seit langem unstreitig, daß der Kreis derartiger,

im logischen Sinne bestehenden Ursachen viel zu groß ist,

als
daß jede von ihnen als Ursache im Rechtesinne auf diesen

' Gebieten betrachtet werden könnte..Die Rechtslehre hat des-

halb die Theorie der adäquaten Verursachung entwickelt, die
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auch das Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung ver—
1}: treten hat (vgl° die im folgenden angegebene Entschei-

Ä dung BGHZ. Bd.3 8.267, in der die maßgeblichen Entschei—
dungen des Reichsgerichts angeführt sind). Der Bundesge-

Vtrichtshof hat sich dieser Theorie angeschlossen. Er bejah+L
einen adäquaten Zusammenhang dann, "wenn eine Tatsache imu

', allgemeinen und nicht nur unter besonders eigenartigen,

ganz unwahrscheinlichen und nach dem regelmäßigen Verlauf
der Dinge außer Betracht zu lassenden Umständen zur Her—

beiführung eines Erfolgs geeignet war" (vgl.BGHZ. Bd.3
3,267)° Diese Lehre vom adäquaten Kausalzusammenhang hat

auch die Rechtsprechung des RVA.und des RVGer. beeinflußt.

Danach sind nur
solche Ursachen als adäquat und damit .@f

rechtserheblich anzusehen, die wegen ihrer besonderen Be-

ziehungen zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitge—

wirkt haben, während die sonsti:en Glieder der Kausalreihg
die nur rein philosophisch, nicht aber als Ursachen im

Rechtssinne in Betracht kommen, auszusCheiden sind (vgl.

AN. 1912 3.930; Entsch. des R'Ger. Bd.} 5.197). Habenmeh—
rere Umstände zu einem Erf01g'beigetragen, so sind sie

rechtlich nur dann nebeneinander stehende Mitursachen,

‘ wenn sie in ihrer Bedeutung und Tragweite für den Ein—
tritt des Erfolges annähernd gleichwertig sind. Kommt ei-

nem der Umstände gegenüber dem anderen eine überragende

Bedeutung zu, so ist der betreffende Umstand allein Ur—

sache im Reohtssinne. An diesem Begriff der wesentlichen
Ursache haben die genannten Gerichte in ständiger Recht-

sprechung festgehalten (vgl. AN. 1914 8.411, 1926 3.480;

„
Entscheidungen und Mitteilungen des Reichsversicherungs—

" amts(EuM.)Bd.593.265;Entsch.desRVGer.Bd.98.161).
Auch der erkennende Senat hat keine Bedenken, an diesem

‚ 1

„,\y}n_;i- ‚ ‚i ’._‘ .
".‚Ursachenbegriff festzuhalten. St:?,.ügq_af.„

Das Berufungsgericht hat im vorliegenden Falle zutreffend

festgestellt, daß die Entlassung aus dem Sehuldienst und

die Ausweisung aus der Wohnung die wesentlichen Ursachen

für den Entschluß des Ehemannes der Revisionsklägerin zur
Selbsttötung gewesen sind. Diese Feststellung sowie die

weiteren, daß die seelischen Verstimnungen des Verstorbe—

nen in der Zeit nach der Kapitulation-im wesentlichenJLaw – Gesetze und Urteile
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durch diese Ereignisse verursacht werden sind und daß dem_
gegenüber seine Krankheit nur eine untergeordnete Rolle ge—

4 spielt hat, lassen keinen Verstoß gegen das Gesetz erkennen.

Das Berufungsgericht hat den gesamten Akteninhalt, insbesonderc

auch die zahlreichen Behandlungsscheine, die nach Durchführung

der Kuren erstatteten Gutachten, aber auch sämtliche ärztliche;

Gutachten sowie den Inhalt des Tagebuchcs, das bereits am 22.Jr

ni 1946 die Eintragung enthält: "Der Kampf geht weiter, bis man
eines Tages zu Tode gehetzt liegen bleibt", um die Anordnung

der Räumung als "vernichtendes Ereignis“ unter dem 14.0ktober

1946 zu verzeichnen und schließlich die Eintragung am-16.0kto—
ber 1946 mit “Aus" enthält, bei der Prüfung des ursächlichen

'Zusammenhanges berücksichtigt. Das Landessozialgericht hat des—

»halb ohne Rechtsirrtum angenommen, daß das Asthmaleiden nicht

die wesentliche Ursache für die Selbsttötung gewesen ist. Der
erkennende Senat kam damit zu dem Ergebnis, daß das vorinstanx—

liche Urteil weder Artikel 2 Abs.3 KBLG, den 5 ll der Durchfüh—

rungsverordnung vom 1.Mai 1949 noch eine sonstige Vorsbhrift

des KBLG bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhanges

verletzt hat. Die Revision ist deshalb auch nicht nach @ 162

Abs.1Nr.3secstatthaft„ i 'i f'f' ‘ ‘ "'
.. ;. ‚-:‚ '

, . '

_
Sie war aus diesen Gründen als unzulässig zu verwerfen.

Kosten sind nicht zu erstatten, da die Aufwendungen des Beklag—

ten nicht erstattungsfähig sind (€ 193 Abs.1 Helbsatz 1,
Abs.4 SGG).
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